
Je lauter er von seiner Ehre redete, um so schärfer passten wir auf unsere Löffel auf. 
Ralph Waldo Emerson; 1803 – 1882, amerikanischer Philosoph und Dichter 
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1. Der elektronische Entgeltnachweis „ELENA“ wird abgeschafft 
 
Der elektronische Entgeltnachweis (ELENA) soll nach dem Willen der Bundesregierung nunmehr end-
gültig eingestellt werden. Stimmen aus der Fachwelt hatten schon während des Gesetzgebungsverfah-
rens erhebliche verfassungsrechtliche Zweifel an dieser Art von Vorratsdatenspeicherung geäußert.  
1. Steuervereinfachungsgesetz verabschiedet 
 
Nach langem politischen Poker stimmte der Bundesrat dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 am 
23.9.2011 endgültig zu. Es tritt – mit Ausnahmen – zum 1.1.2012 in Kraft. Einige Bestimmungen gelten 
aber auch schon rückwirkend zum 1.1.2011. Zu den wichtigsten Beschlüssen gehören u. a.: 
 
Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags: Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag wird von derzeit 920 € 
geringfügig auf 1.000 € angehoben.  
 
Kosten für die Kinderbetreuung: Kinderbetreuungskosten werden heute in Abhängigkeit davon, ob 
sie durch die Berufstätigkeit bedingt oder privat veranlasst sind, unterschiedlich steuerlich berücksich-
tigt. Auf diese Unterscheidung verzichtet der Gesetzgeber künftig, was dazu führt, dass mehr Steuer-
pflichtige von dem Steuervorteil profitieren.  
 
Kindergeld/-freibeträge für volljährige Kinder: Sowohl im Rahmen des Kindergeldantrags gegen-
über den Familienkassen als auch im Rahmen der Einkommensteuererklärung gegenüber dem Finanz-
amt mussten die Einkünfte und Bezüge der Kinder aufwendig und detailliert aufgeschlüsselt werden. 
Künftig verzichtet der Fiskus auf die Einkommensüberprüfung bei volljährigen Kindern. Nach Ab-
schluss einer erstmaligen Berufsausbildung wird jedoch – widerlegbar – vermutet, dass das Kind in der 
Lage ist, sich selbst zu unterhalten und damit nicht mehr zu berücksichtigen ist. Bei einer weiteren Aus-
bildung und z. B. einer Erwerbstätigkeit von weniger als 20 Stunden in der Woche kann dies widerlegt 
werden. 
 
Entfernungspauschale: Nutzte der Steuerpflichtige für den Arbeitsweg sowohl öffentliche Verkehrs-
mittel als auch einen Pkw, waren umfangreiche Aufzeichnungen und Berechnungen erforderlich, um die 
Höhe der Werbungskosten zu dokumentieren. Durch die Umstellung auf eine jährliche Vergleichsrech-
nung entfällt die Notwendigkeit, entsprechende Aufzeichnungen zu führen und im Erklärungsvordruck 
darzulegen.  
 
Einbeziehung von Kapitaleinkünften bei Spendenabzug und außergewöhnlichen Belastungen: 
Kapitalerträge mussten in der Einkommensteuererklärung weiter angegeben werden, wenn außerge-
wöhnliche Belastungen oder Spenden steuerlich geltend gemacht wurden. Dann musste der Antragstel-
ler seine Kapitalerträge allein für diese Zwecke trotz der bereits erfolgten abgeltenden Besteuerung er-
mitteln und dem Finanzamt gegenüber erklären. In Zukunft wird auf diese Erklärungspflicht verzichtet.  
 
Gebührenpflicht für verbindliche Auskunft: Für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung einer 
verbindlichen Auskunft durch das Finanzamt werden Gebühren erhoben. Diese berechnen sich nach 
dem Gegenstandswert, den die verbindliche Auskunft für den Antragsteller hat. Eine sog. „Bagatell-
grenze“ in Höhe von bis zu 10.000 € soll vermeiden, dass Steuerpflichtige für verbindliche Auskünfte 
bezahlen müssen, wenn sie im Vorfeld einer Investitionsentscheidung steuerliche Planungssicherheit 
erlangen möchten. 
 
Erstattung bei Sonderausgaben: Auf ein Wiederaufrollen alter Steuerfestsetzungen aufgrund von 
Erstattungen für zurückliegende Jahre wird verzichtet. In solchen Fällen erfolgt künftig eine Hinzurech-
nung im Jahr der Erstattung. 
 
Verbilligte Vermietung: Bei verbilligter Vermietung einer Wohnung – wie sie häufig unter Angehöri-
gen vorkommt – wurde der maßgebliche Prozentsatz auf 66 % (bzw. 2/3 der ortsüblichen Miete) verein-
heitlicht. Auf die vom Steuerpflichtigen aufwendig zu erstellende Totalüberschussprognose wird ver-
zichtet. Beträgt die Miete demnach mehr als 66 % der ortsüblichen Miete, gilt die Vermietung als voll-



entgeltlich und ermöglicht den vollen Werbungskostenabzug. Die betroffenen Mietverhältnisse sollten 
daher überprüft und ggf. angepasst werden! 
 
Klarstellung für Betriebsaufgabe bzw. -verpachtung: Zukünftig wird gesetzlich geregelt, dass der 
Betrieb bis zu einer ausdrücklichen Aufgabeerklärung als fortgeführt gilt. Die Neuregelung trägt zu 
mehr Rechtssicherheit für den Steuerpflichtigen bei. 
 
Pauschale Betriebsausgaben aus Holznutzung: Steuerpflichtige, die für ihren Betrieb nicht zur Buch-
führung verpflichtet sind und deren forstwirtschaftlich genutzte Fläche 50 Hektar nicht übersteigt, kön-
nen auf Antrag für ein Wirtschaftsjahr bei der Ermittlung der Gewinne aus Holznutzungen pauschale 
Betriebsausgaben abziehen. Diese pauschalen Betriebsausgaben wurden reduziert. Sie betragen 55 % 
der Einnahmen aus der Verwertung des eingeschlagenen Holzes (vorher 65 %) bzw. soweit Holz auf 
dem Stamm verkauft wird, 20 % (vorher 40 %) der Einnahmen aus der Veräußerung des stehenden Hol-
zes. 
 
Einkommensteuererklärungen alle zwei Jahre: Diese Regelung wurde im Vermittlungsausschuss 
gestrichen. Danach sollten nicht unternehmerisch tätige Steuerpflichtige ihre Einkommensteuererklä-
rungen – unter weiteren Voraussetzungen – wahlweise nur noch alle zwei Jahre abgeben können.  
 
Erleichterungen bei der elektronischen Rechnungsstellung: Das Umsatzsteuergesetz sah für auf 
elektronischem Weg übermittelte Rechnungen hohe technische Anforderungen vor. Durch die Neufas-
sung des Gesetzes werden diese Anforderungen an eine elektronische Rechnung für die Belange der 
Umsatzsteuer deutlich reduziert. Danach werden rückwirkend ab dem 1.7.2011 Papier- und elektroni-
sche Rechnungen gleich behandelt. Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem elekt-
ronischen Format ausgestellt und empfangen wird. Hierunter fallen Rechnungen, die per E-Mail, im 
EDI-Verfahren, als PDF- oder Textdatei, per Computer-Telefax oder Fax-Server (nicht aber Standard-
Telefax) oder im Wege des Datenträgeraustauschs übermittelt werden. 
 
Sowohl Rechnungsaussteller als auch Rechnungsempfänger müssen während der jeweils für sie gelten-
den Dauer der Aufbewahrungsfrist die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres 
Inhalts und ihre Lesbarkeit gewährleisten. Unter Echtheit der Herkunft ist die Sicherheit der Identität 
des Rechnungsausstellers zu verstehen. Unversehrtheit des Inhalts liegt vor, wenn die nach dem Um-
satzsteuergesetz erforderlichen Angaben nicht geändert wurden. 
 
 
2.  Start der „elektronischen Lohnsteuerkarte“ zum 1.1.2012 verschoben 
 
Die bisherige Papier-Lohnsteuerkarte sollte ab 1.1.2012 durch ein elektronisches Abrufverfahren ersetzt 
werden. Die geplante Einführung der sog. elektronischen Lohnsteuerkarte ist aufgrund von Verzögerun-
gen bei der technischen Erprobung des Abrufverfahrens zeitlich verschoben worden. Der neue Termin 
wird frühestens auf das 2. Quartal 2012 verlegt. 
 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten oder erhielten bereits ihre sog. „elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale“ (ELStAM) in einem Schreiben übersandt. Dieses sollten sie sorgfältig 
auf ihre Richtigkeit kontrollieren, insbesondere hinsichtlich der mitgeteilten Steuerklasse, der 
Kirchensteuermerkmale und der Kinderfreibeträge. Korrekturen können bis zum Jahresende beim 
zuständigen Finanzamt beantragt werden.  
 
Mit dem neuen Verfahren können Arbeitgeber künftig die Daten ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer elektronisch abrufen.  
 
Anmerkung: Der Arbeitgeber darf die Lohnsteuerkarte 2010 bis zum ELStAM-Start nicht vernichten. 
Wechselt der Arbeitgeber den Arbeitnehmer, muss der bisherige Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die 
Lohnsteuerkarte 2010 bzw. eine für 2011 ausgestellte Ersatzbescheinigung zur Vorlage beim neuen 
Arbeitgeber aushändigen. Für das neue Verfahren braucht der Arbeitgeber die steuerliche Identifikati-



onsnummer der Arbeitnehmer. Diese sollte – falls noch nicht vorhanden – rechtzeitig vor der ersten 
Abrechnung der Bezüge des Kalenderjahres 2012 vorliegen. 
 
 
3.  Freibeträge für 2012 jetzt beim Finanzamt beantragen 
 
Für 2012 müssen die Freibeträge grundsätzlich neu beantragt werden! Arbeitnehmer, die für Auf-
wendungen oder Pauschbeträge, die ihnen zustehen, einen Freibetrag auf ihrer Lohnsteuerkarte eintra-
gen lassen wollen, müssen bei ihrem „Wohnsitz-Finanzamt“ einen Antrag auf Lohnsteuerermäßigung 
stellen.  
 
Dies gilt auch dann, wenn keine höheren Freibeträge als im Vorjahr berücksichtigt werden sollen. 
Der Pauschbetrag für Behinderte und Hinterbliebene braucht hingegen nur dann neu beantragt zu wer-
den, wenn dieser in der Information zu den Lohnsteuerabzugsmerkmalen nicht enthalten ist.  
 
Der Antrag für das Lohnsteuerermäßigungsverfahren muss bis spätestens 30.11. des betreffenden Ka-
lenderjahres beim Finanzamt gestellt werden. Für 2012 ist damit der 30.11.2012 der letzte Termin. Dies 
ist dann interessant, wenn folgende Parameter vorliegen: hohe Werbungskosten (z. B. Fahrtkosten), 
außergewöhnliche Belastungen und Sonderausgaben (Voraussetzung: diese müssen mindestens 600 € 
pro Jahr betragen), Kinderbetreuungskosten, Unterhaltszahlungen an geschiedene oder dauerhaft ge-
trennt lebende Ehegatten, Pauschbeträge für behinderte Menschen und Hinterbliebene, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Verluste. 
 
 
4. Finanzämter überprüfen Versteuerung von Rentenbezügen 
 
Durch die Einführung des Alterseinkünftegesetzes wurde die Besteuerung von Renten ab dem Jahr 2005 
geändert. Die Rentenversicherungsträger teilen die Höhe der Renten in Form von sog. Rentenbezugs-
mitteilungen mit. 
 
Ab September 2011 beginnt die Finanzverwaltung nun mit der Überprüfung der Rentner, die 
bisher keine Steuererklärung abgegeben haben. Wenn die Auswertung der Rentenbezugsmitteilun-
gen ergibt, dass gegebenenfalls Steuern zu zahlen sind, werden die Rentner aufgefordert, eine Steuerer-
klärung abzugeben. 
 
Liegt das zu versteuernde Einkommen unter dem steuerlichen Grundfreibetrag, fällt i. d. R. keine Steuer 
an. Wer nur eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung (z. B. Erwerbsminderungs-, Alters-, 
Witwen- oder Witwerrente) bezieht und keine weiteren Einkünfte hat, muss im Regelfall auch künftig 
keine Steuern zahlen.  
 
Beispiel: Ein Alleinstehender, der nur eine gesetzliche Rente bezieht, die den Betrag von ca. 1.550 € pro 
Monat (ca. 18.600 € jährlich) nicht übersteigt und mit einem Anteil von 50 % der Besteuerung unter-
liegt, zahlt auch künftig keine Steuern. Bei Ehegatten verdoppeln sich die Beträge (ca. 3.100 € pro Mo-
nat, ca. 37.200 € jährlich). 
 
Bitte beachten Sie jedoch, dass zu den weiteren Einkünften z. B. auch Betriebsrenten oder Renten aus 
privaten Versicherungsverträgen zählen. 
 
 
5. Kosten für Erststudium auch in Zukunft keine Werbungskosten 
 
Aufwendungen für eine erstmalige Berufsausbildung oder ein Erststudium sollen auch in Zukunft nicht 
als Werbungskosten oder Betriebsausgaben steuerlich berücksichtigt werden können.  
 
Nach zwei Urteilen des Bundesfinanzhofes, der das bisherige Abzugsverbot für nicht klar genug defi-
niert gehalten hatte, wurde in einer Sitzung des Finanzausschusses am 25.10.2011 eine „Klarstellung der 



vom Gesetzgeber gewollten Rechtslage“ beschlossen. Zugleich soll aber ab 2012 eine Erhöhung des 
Sonderausgabenabzugs für Ausbildungskosten von derzeit 4.000 auf 6.000 € zum Tragen kommen. Die 
sog. „Klarstellung“ wurde in den Gesetzentwurf zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften eingefügt.  
 
Mit den Änderungen soll verdeutlicht werden, dass die erste Berufsausbildung und das Erststudium als 
Erstausbildung der privaten Lebensführung zuzuordnen sind. Die sog. „Klarstellungen“ sollen 
rückwirkend für Veranlagungszeiträume ab 2004 gelten.  
 
 
6. Regelmäßige Arbeitsstätte bei mehreren Tätigkeitsstätten 
 
Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) konnte ein Arbeitnehmer, der in 
mehreren betrieblichen Einrichtungen des Arbeitgebers tätig war, auch mehrere regelmäßige Arbeits-
stätten nebeneinander innehaben. An dieser Auffassung hält er jedoch nicht länger fest.  
 
 
Unter Änderung seiner Rechtsprechung hat der BFH nun mit drei Urteilen vom 9.6.2011 entschieden, 
dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als eine regelmäßige Arbeitsstätte innehaben kann. Komplizierte 
Berechnungen des geldwerten Vorteils wegen mehrerer regelmäßiger Arbeitsstätten, das „Aufsplitten“ 
der Entfernungspauschale beim Aufsuchen mehrerer Tätigkeitsstätten an einem Arbeitstag und die ent-
sprechend komplizierte Ermittlung von Verpflegungsmehraufwendungen sind damit künftig entbehr-
lich.  
 
Anmerkung: Bei derartigen Arbeitsverträgen sollte die bisherige Handhabung der Berechnung des 
Sachbezugs und ggf. der Reisekosten geprüft und nach Rücksprache mit uns angepasst werden. 
 
 
7. Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 2011 
 
In dieser Rubrik fassen wir für Sie zum Jahresende allgemeine und wichtige Informationen kurz zu-
sammen, über die Sie einmal nachdenken und mit uns sprechen sollten. Bitte nutzen Sie die Gelegenheit 
vor Jahresende – auch um weitere Zukunftsplanungen oder Probleme zu besprechen! 
 
• Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG): Selbstständig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 410 € nicht übersteigen, können 
seit dem 1.1.2010 im Jahr der Anschaffung oder Herstellung wieder sofort abgeschrieben werden. 
Wird die Sofortabschreibung in Anspruch genommen, sind GWG, die den Betrag von 150 € über-
steigen, in einem laufenden Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese Angaben sind aus der Buch-
führung ersichtlich. Entscheidet sich der Unternehmer für die Sofortabschreibung der GWG unter 
410 €, gelten für Wirtschaftsgüter über 410 € die allgemeinen Abschreibungsregelungen. 
 
Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglichkeit, GWG über 150 € und unter 1.000 € in einen 
jahresbezogenen Sammelposten einzustellen und über 5 Jahre abzuschreiben. Sie brauchen dann 
nicht in ein laufendes Verzeichnis aufgenommen werden. Der Unternehmer kann auch Wirtschafts-
güter unter 150 € in den Sammelposten aufnehmen. 
 
Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahlrecht für die Sofortabschreibung oder den Sammel-
posten für alle in einem Wirtschaftsjahr angeschafften Wirtschaftsgüter von 150 € bis 1.000 € nur 
einheitlich ausgeübt werden kann.  
 

• Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen: Kleine und mittlere Unternehmen 
profitieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie 
z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung zusätz-



lich Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der 
Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung bean-
spruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern. 
 
Bitte beachten Sie! Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebsvermö-
gensgrenzen wurden bei Bilanzierenden ab 2011 wieder von 335.000 € auf 235.000 € bzw. von 
175.000 € auf 125.000 € bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft zurückgeführt. Die Gewinn-
grenzen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern fallen ebenfalls auf 100.000 € zurück (vorher 200.000 
€).  
 

• Investitionsabzugsbetrag: Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter weiteren Vor-
aussetzungen wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung bestimmter 
Betriebsgrößenmerkmalen (wie bei der Sonderabschreibung) – bis zu 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten außerbilanziell gewinnmindernd abziehen. Der Abzugsbe-
trag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht überstei-
gen.  

 
Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte Anschaffung/Herstellung und die spä-
ter tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, ist die Berücksichtigung des Investitions-
abzugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür 
werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zinsaufwendungen.  
 
Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2012 eine Maschine im Wert von netto 
50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2011 einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 
40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen, der sich in diesem Jahr auch ge-
winnmindernd auswirkt. 
 
Der Unternehmer kann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen und Sonderab-
schreibungen im Jahr der Anschaffung auf 30.000 € vermindern, um die erforderliche außerbilan-
zielle Hinzurechnung auszugleichen. Schafft er nunmehr im Januar des Jahres 2012 die Maschine 
an, kann er zusätzlich eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd an-
setzen. 
 

• Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines Investi-
tionsabzugsbetrages setzt u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, das begünstigte Wirt-
schaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder fast ausschließlich 
betrieblich zu nutzen (= betriebliche Nutzung zu mindestens 90 %). Des Weiteren muss der Steuer-
pflichtige das begünstigte Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt einzureichenden Unterlagen seiner 
Funktion nach benennen und die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
angeben. Unter diesen Voraussetzungen kann der Investitionsabzugsbetrag auch für einen betriebli-
chen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis der über 90%igen betrieblichen Nutzung 
ist über ein Fahrtenbuch zu führen. 
 
Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – da-
zu zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, wird die ausschließliche betriebliche Nutzung 
vom Finanzamt ohne weitere Prüfung anerkannt. 
 

• Geschenke an Geschäftsfreunde: Steuerpflichtige bedanken sich i. d. R. für die gute Zusammen-
arbeit am Jahresende bei ihren Geschäftspartnern mit kleinen Geschenken. Solche „Sachzuwendun-
gen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers sind – also z. B. Kunden, Geschäfts-
freunde usw. – dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände 
pro Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berech-
tigt ist) nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr 
mehrere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Ab-
zugsmöglichkeit in vollem Umfang.  



Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht die Finanzverwaltung davon aus, dass es sich 
um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspflicht der Empfänger. 
 
Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem 
Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand 
stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Empfänger von der Steuerübernahme zu un-
terrichten. Von dieser Regelung sind dann auch Geschenke bis zu 35 € betroffen. 
 

• Geschenke an Arbeitnehmer: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben den üblichen 
Zuwendungen auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, so kann er eine besondere Pau-
schalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € 
pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) 
pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber kann 
die Aufwendungen (für seine Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben ansetzen. 
 

• Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung: Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern bei Betriebs-
veranstaltungen (z. B. für eine Weihnachtsfeier) – höchstens zweimal im Jahr – bis 110 € (kein Bar-
geld!) einschließlich Umsatzsteuer je Veranstaltung und Arbeitnehmer steuerfrei zuwenden. Bei 
Überschreiten der Freigrenze ist der gesamte Betrag dem Lohn hinzuzurechnen und wird somit 
lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtig. Die Zuwendungen können jedoch durch den Arbeitge-
ber mit 25 % pauschal versteuert werden; dann bleiben sie sozialversicherungsfrei. 

 
• Elektronische Übermittlung von Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen: Für Steuer-

pflichtige, die ihren Gewinn durch Bilanzierung ermitteln, besteht künftig die Verpflichtung, den 
Inhalt der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung (sog. E-Bilanz) durch Datenfernübertra-
gung an die Finanzverwaltung zu übermitteln, wenn diese nach den handels- oder steuerrechtlichen 
Bestimmungen aufzustellen sind oder freiwillig aufgestellt werden. Damit wird die bisherige Abga-
be in Papierform durch Datenfernübertragung ersetzt. Dies gilt unabhängig von der Rechtsform und 
der Größenklasse des bilanzierenden Unternehmens.  
 
Die Regelung galt ursprünglich für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2010 beginnen. Der An-
wendungszeitpunkt wurde zwischenzeitlich um ein Jahr verschoben und gilt nun für Wirtschaftsjah-
re, die nach dem 31.12.2011 beginnen. Aber auch für das Wirtschaftsjahr 2012 wird es von der Fi-
nanzverwaltung nicht beanstandet, wenn die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung noch 
nicht durch Datenfernübertragung übermittelt werden. Eine Bilanz sowie die Gewinn- und Verlust-
rechnung können in diesen Fällen in Papierform abgegeben werden. 
 
Anmerkung: Trotz der erneuten Verschiebung des Abgabetermins auf elektronischem Wege sollten 
die betroffenen Steuerpflichtigen entsprechende Vorbereitungen treffen und sich auf die Umstellung 
gut vorbereiten. 
 

• Ungünstigere Bedingungen für Lebensversicherungen ab 2012: Erfolgt der Abschluss einer 
Lebensversicherung noch im Jahr 2011, beträgt der Garantiezinssatz 2,25 %. Bei Neuverträgen, die 
ab dem 1.1.2012 abgeschlossen werden, reduziert sich dieser auf nur noch 1,75 %.  
Des Weiteren gilt bei Lebensversicherungsverträgen, die seit 2005 abgeschlossen werden, der Un-
terschied zwischen der Versicherungsleistung und dem entrichteten Beiträgen als steuerpflichtiger 
Ertrag. Erfolgt die Auszahlung nach Ablauf von 12 Jahren und nach Vollendung des 60. Lebensjah-
res nach Vertragsabschluss, ist nur die Hälfte des Unterschiedsbetrages steuerpflichtig. Diese Al-
tersgrenze erhöht sich auf das 62. Lebensjahr, wenn der Vertrag erst in 2012 abgeschlossen wird. 

 
 
 
8. Auskunftsanspruch des „Scheinvaters“ gegen die Mutter zur Vorbereitung 

eines Unterhaltsregresses 
 



Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am 9.11.2011 entschieden, dass dem „Scheinvater“ nach erfolgrei-
cher Vaterschaftsanfechtung und zur Vorbereitung eines Unterhaltsregresses ein Anspruch gegen die 
Mutter auf Auskunft über die Person zusteht, die ihr in der gesetzlichen Empfängniszeit beigewohnt hat. 
 
Diesem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Parteien hatten für etwa 2Jahre in nicht eheli-
cher Lebensgemeinschaft zusammengelebt. Daraufhin gebar die Frau einen Sohn. Nachdem sie ihren 
Lebenspartner zuvor aufgefordert hatte, die Vaterschaft für „ihr gemeinsames Kind“ anzuerkennen, 
erkannte dieser bereits vor der Geburt die Vaterschaft an. Er zahlte an die Frau insgesamt 4.575 € Kin-
des- und Betreuungsunterhalt.  
In der Folgezeit kam es zwischen der Mutter und dem angeblichen Vater zu verschiedenen Rechtsstrei-
tigkeiten. 
 
In einem Rechtsstreit über Betreuungs- und Kindesunterhalt verständigten sich die Parteien auf Einho-
lung eines Vaterschaftsgutachtens. Auf der Grundlage dieses Gutachtens wurde festgestellt, dass der 
Mann nicht der Vater des Sohnes der Frau ist. Dementsprechend sind die Unterhaltsansprüche gegen 
den leiblichen Vater in Höhe des geleisteten Unterhalts auf den Mann übergegangen. Inzwischen erhält 
die Mutter von dem mutmaßlichen leiblichen Vater des Kindes monatlichen Kindesunterhalt. Dem 
Mann ist der leibliche Vater des Kindes nicht bekannt. Er möchte in Höhe der geleisteten Zahlungen 
Regress bei diesem nehmen. Zu diesem Zweck hat er von seiner damaligen Lebenspartnerin Auskunft 
zur Person des leiblichen Vaters verlangt. 
 
Die BGH-Richter entschieden, dass die Frau nach Treu und Glauben dem damaligen Lebenspartner 
Auskunft über die Person, die ihr während der Empfängniszeit beigewohnt hat, schuldet. Zwar berührt 
die Verpflichtung zur Auskunft über die Person des Vaters ihres Kindes das Persönlichkeitsrecht der 
Mutter, das auch das Recht auf Achtung der Privat- und Intimsphäre umfasst und zu dem die persönli-
chen, auch geschlechtlichen Beziehungen zu einem Partner gehören. Dieser Schutz ist aber seinerseits 
beschränkt durch die Rechte anderer. 
 
 
9.  Weihnachtsgeld – Auslegung einer arbeitsvertraglichen Vergütungsklausel 
 
In einem Fall aus der betrieblichen Praxis war in einem Arbeitsvertrag unter Punkt „Vergütung und 
sonstige Leistungen“ u. a. Folgendes geregelt: „Die Zahlung von Gratifikationen, Tantiemen, Prämien 
und sonstigen Leistungen liegt im freien Ermessen des Arbeitgebers und begründet keinen Rechtsan-
spruch, auch wenn die Zahlung wiederholt ohne ausdrücklichen Vorbehalt der Freiwilligkeit erfolgte.“ 
In den Jahren 2006 bis 2008 zahlte der Arbeitgeber eine Sondervergütung, 2009 jedoch nicht. Der Ar-
beitnehmer verlangte die Zahlung aufgrund einer – nach seiner Auffassung – entstandenen betrieblichen 
Übung. 
 
Das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz entschied mit Urteil vom 10.6.2011, dass der Anspruch für 
das Jahr 2009 trotz Gewährung einer Jahressonderzahlung für die früheren Jahre (2006, 2007, 2008) 
nicht entstanden ist. Aus betrieblicher Übung ist er nicht begründbar, da in dem Arbeitsvertrag deutlich 
geregelt ist, dass die Zahlung u. a. von Gratifikationen im vollen Ermessen des Arbeitgebers liegt und 
keinen Rechtsanspruch begründet, auch wenn die Zahlung wiederholt ohne ausdrücklichen Vorbehalt 
der Freiwilligkeit erfolgte. Hierin liegt nach Meinung der Richter ein klarer und deutlicher Vorbehalt, 
der das Entstehen des Anspruchs bereits ausschließt.  
 
 
10. Befristung von Urlaubsansprüchen  
 
Nach dem Bundesurlaubsgesetz muss der Erholungsurlaub im laufenden Kalenderjahr gewährt und 
genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist danach nur statthaft, 
wenn dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. 
Im Fall der Übertragung muss der Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahrs ge-
währt und genommen werden. 
 



In einem Fall aus der Praxis war ein Arbeitnehmer seit 1991 bei seinem Arbeitgeber beschäftigt. Sein 
jährlicher Urlaubsanspruch betrug 30 Arbeitstage. Vom 11.1.2005 bis 6.6.2008 war der Arbeitnehmer 
durchgehend arbeitsunfähig erkrankt. Im weiteren Verlauf des Jahres 2008 gewährte ihm der Arbeitge-
ber an 30 Arbeitstagen Urlaub. Die Richter des Bundesarbeitsgerichts hatten nun zu entscheiden, ob 
dem Arbeitnehmer ein aus den Jahren 2005 bis 2007 resultierender Anspruch auf 90 Arbeitstage Urlaub 
zusteht. 
 
Sie kamen zu dem Entschluss, dass der vom Arbeitnehmer erhobene Urlaubsanspruch spätestens mit 
Ablauf des 31.12.2008 unterging. Mangels abweichender einzel-/tarifvertraglicher Regelungen verfällt 
der am Ende des Urlaubsjahrs nicht genommene Urlaub, sofern kein Übertragungsgrund (dringende 
betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe) vorliegt. Dies ist jedenfalls in den 
Fällen anzunehmen, in denen der Arbeitnehmer nicht aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen, etwa 
aufgrund von Arbeitsunfähigkeit, an der Urlaubnahme gehindert ist. Übertragene Urlaubsansprüche sind 
in gleicher Weise befristet. Wird ein zunächst arbeitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer im Kalenderjahr 
einschließlich des Übertragungszeitraums so rechtzeitig gesund, dass er – wie hier – in der verbleiben-
den Zeit seinen Urlaub nehmen kann, erlischt der aus früheren Zeiträumen stammende Urlaubsanspruch 
genauso wie der Anspruch, der zu Beginn des Urlaubsjahrs neu entstanden ist. 
 
Anmerkung: Die Frage, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang Arbeitnehmer Urlaubsansprüche 
über mehrere Jahre ansammeln können, hat das Gericht offengelassen. 
 
 
11. Änderungen zum Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen 
 
Am 3.8.2011 wurde das „Gesetz zur Anpassung der Vorschriften über den Wertersatz bei Widerruf von 
Fernabsatzverträgen und über verbundene Verträge“ im Bundesgesetzblatt verkündet. Damit traten die 
Änderungen zum Widerrufsrecht am 4.8.2011 in Kraft.  
 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch wurde eine neue, eigenständige Regelung zum Wertersatz für gezogene 
Nutzungen bei Fernabsatzverträgen eingefügt. Außerdem wird der Wertersatz wegen Verschlechterung 
der Ware geändert. So muss der Verbraucher jetzt nur dann Wertersatz für eine Verschlechterung der 
Sache leisten, soweit diese Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist, der 
über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinausgeht, und wenn er spätestens bei 
Vertragsabschluss in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist.  
 
Anmerkung: Für alle betroffenen Händler ist es ratsam, ihre Muster-Widerrufsbelehrungen anzupassen. 
Ein aktuelles Muster für die Widerrufsbelehrung und eine Rückgabebelehrung finden Sie im Bundesge-
setzblatt 2011 I S. 1602 ff. (www.bgbl.de – kostenloser Bürgerzugang – Bundesgesetzblatt Teil 1 - Nr. 
41). Gesetzlich ist eine Übergangsfrist für die Verwendung der Muster-Widerrufsbelehrung bis zum 
4.11.2011 vorgesehen.  
 
 
12. Umfang des Insolvenzschutzes bei Pauschalreisen  
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall wurde Anfang 2009 über einen Reiseveran-
stalter eine Kreuzfahrt gebucht, die Anfang 2010 hätte stattfinden sollen. Nachdem der „Sicherungs-
schein für Pauschalreisen“ ausgestellt wurde, überwiesen die Urlauber den Reisepreis von jeweils 7.400 
€ an den Reiseveranstalter. Anfang August 2009 teilte der Reiseveranstalter den Urlaubern mit, dass die 
Reise mangels Nachfrage nicht stattfinde. Bereits einen Monat später wurde durch das Insolvenzgericht 
die vorläufige Verwaltung des Vermögens des Reiseveranstalters angeordnet, Anfang Dezember 2009 
das Insolvenzverfahren eröffnet.  
 
Zur Rückzahlung des Reisepreises durch den Reiseveranstalter kam es nicht mehr. Der Versicherer 
(Aussteller des Sicherungsscheins) lehnte eine Erstattung jedoch ab. Die Reise sei nicht aufgrund der 
Insolvenz des Reiseveranstalters ausgefallen, sondern weil sie von diesem mangels Nachfrage abgesagt 
worden sei. Das Risiko, dass der dadurch ausgelöste Rückzahlungsanspruch wegen Insolvenz des Rei-



severanstalters nicht mehr realisiert werden könne, werde vom Wortlaut des Sicherungsscheins nicht 
erfasst.  
 
Die BGH-Richter entschieden dazu Folgendes: Ein Reisender, zu dessen Gunsten ein Reisepreisversi-
cherungsvertrag abgeschlossen worden ist, ist damit auch gegen das Risiko abgesichert, dass nach einer 
Absage der Reise durch den Reiseveranstalter sein Anspruch auf Rückzahlung des vorausbezahlten 
Reisepreises aufgrund der Insolvenz des Reiseveranstalters nicht mehr realisiert werden kann.  
 
 
13. Handwerksrechtliche Beschränkung des Berufszugangs über die 

Meisterprüfung verfassungskonform  
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat am 31.8.2011 in zwei Urteilen entschieden, dass die Handwerksord-
nung mit dem Grundgesetz vereinbar ist, soweit sie die selbstständige Ausübung bestimmter Handwerke 
im stehenden Gewerbe im Regelfall vom Bestehen der Meisterprüfung oder einer ihr gleichgestellten 
Prüfung oder vom Nachweis einer sechsjährigen qualifizierten Berufserfahrung nach Ablegen der Ge-
sellenprüfung („Altgesellenregelung“) abhängig macht. 
 
In einem der beiden Fälle machte ein Dachdeckergeselle geltend, er dürfe bestimmte Tätigkeiten seines 
Berufs ohne Eintragung in die Handwerksrolle, ohne Ablegen der Meisterprüfung, ohne qualifizierte 
Berufserfahrung als Altgeselle und ohne eine Ausnahmebewilligung selbstständig im stehenden Gewer-
be ausüben. Entgegenstehende Regelungen der Handwerksordnung schränkten die Berufsfreiheit unver-
hältnismäßig ein und diskriminierten Inländer gegenüber Handwerkern aus dem EU-Ausland. 
 
Die Richter führten in ihrer Begründung u. a. aus, dass die vom Dachdeckergesellen beabsichtigte Be-
rufsausübung eine Eintragung in die Handwerksrolle voraussetzt, weil mit dem Verlegen von Dachzie-
geln und Dachsteinen Tätigkeiten ausgeübt werden sollen, die für das Dachdeckerhandwerk wesentlich 
sind. Dass die Eintragung als Betriebsinhaber oder Betriebsleiter auch nach der Neuregelung der Hand-
werksordnung und der Abkehr vom strengen „Meisterzwang“ nicht nur das Bestehen der Gesellenprü-
fung voraussetzt, sondern entweder einen Meisterbrief oder ein gleichwertiges Zeugnis (Großer Befähi-
gungsnachweis) oder eine sechsjährige Berufserfahrung als „Altgeselle“ mit mindestens vierjähriger 
Leitungsfunktion verlangt, verletze nicht die Berufsfreiheit der Betroffenen.  
 
Die gesetzliche Beschränkung des Berufszugangs ist verhältnismäßig. Sie ist geeignet und erforderlich, 
Dritte vor den Gefahren zu schützen, die mit der Ausübung des Handwerks verbunden sind. 
 
 
14. Hinzuziehung von Beratern in einer GmbH-Gesellschaftsversammlung  
 
Grundsätzlich handelt es sich bei einer GmbH-Gesellschaftsversammlung nicht um eine öffentliche 
Veranstaltung. Möchte ein Gesellschafter einen externen Berater zur Versammlung mitbringen, bedarf 
es daher der Zustimmung der anderen Gesellschafter bzw. er muss dazu von der Satzung ausdrücklich 
befugt sein. 
 
Natürlich kann sich vor der Versammlung ein Geschäftsführer und auch jeder Gesellschafter insbeson-
dere von Steuerberatern und/oder Rechtsanwälten beraten lassen. Unterliegt der Geschäftsführer bzw. 
der Gesellschafter einer Schweigepflicht, steht einer Beratung nichts im Wege, sofern dafür Sorge ge-
tragen wird, dass auch der oder die Berater unter Schweigepflicht stehen. 
 
Ausnahme: Wenn ein Gesellschafter aufgrund seiner persönlichen Verhältnisse, der Struktur der Gesell-
schaft und der Bedeutung der Angelegenheit dringend beratungsbedürftig ist, haben die übrigen Gesell-
schafter die Mitwirkung bzw. Beratung eines Rechtsanwalts aufgrund ihrer Gesellschaftertreuepflicht 
zuzulassen.  
 
 
15. Haftung eines Fremdgeschäftsführers einer GmbH bei Schuldbeitritt 



 
Hat der Fremdgeschäftsführer einer GmbH für diese eine persönliche Mietsicherheit abgegeben (hier: 
Schuldmitübernahme/Schuldbeitritt), stellt sein Ausscheiden aus dem Geschäftsführeramt 2 Monate, 
bevor die Miete bei der Gesellschaft uneinbringlich wird, keinen wichtigen Grund zur Kündigung der 
Sicherheit gegenüber dem Vermieter dar. 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall schloss eine GmbH mit einem Vermieter 
einen bis zum 30.6.2011 befristeten Mietvertrag für ein gewerbliches Mietobjekt. Der künftige Fremd-
geschäftsführer der GmbH trat dem Vertrag bei, indem er ihn ohne Vertretungszusatz als „Mieter und 
Mithaftender“ mitunterzeichnete. Im April 2008 kündigte die GmbH (Mieterin) den Anstellungsvertrag 
des Geschäftsführers zum 30.6.2008. Daraufhin erklärte der ehemalige Geschäftsführer gegenüber dem 
Vermieter „die Kündigung des Schuldbeitritts/der Schuldübernahme aus wichtigem Grund mit soforti-
ger Wirkung, hilfsweise zum 30.6.2008“ und gab als Kündigungsgrund die Beendigung seiner Ge-
schäftsführertätigkeit für die Mieterin an. Mit der Klage verlangte nun der Vermieter die Zahlung des 
Mietzinses und der Mietnebenkosten für September 2008 vom Ex-Geschäftsführer, nachdem diese bei 
der Mieterin (GmbH) uneinbringlich wurden. 
 
Die Richter des BGH entschieden, dass der Ex-Geschäftsführer auch nach seinem Ausscheiden für die 
Miete haftet. Durch seine Schuldmitübernahme hat er sich gegenüber dem Vermieter verpflichtet, für 
alle Pflichten aus dem Mietverhältnis persönlich einzustehen. Welche Pflichten im Einzelnen darunter-
fielen, war durch den auf 5 Jahre fest abgeschlossenen Mietvertrag klar umgrenzt. Der Geschäftsführer 
wusste daher, welche konkreten Pflichten er mit der Unterzeichnung des Vertrages auf sich nahm. 
 
 
16. Stellenanzeige „Geschäftsführer gesucht“ führt zu geschlechtsbezogener 

Benachteiligung 
 
Das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe sprach mit Urteil vom 13.9.2011 einer Rechtsanwältin eine 
Entschädigung zu, die sich vergeblich auf eine Stellenanzeige „Geschäftsführer gesucht“ beworben 
hatte. Ein mittelständisches Unternehmen gab nacheinander zwei Stellenanzeigen folgenden Inhalts auf: 
„Geschäftsführer im Mandantenauftrag zum nächstmöglichen Eintrittstermin gesucht. …“ Die auch als 
Rechtsanwältin zugelassene Bewerberin war bereits 20 Jahre bei Versicherungsunternehmen tätig gewe-
sen, zuletzt als Personalleiterin. Nachdem ihre Bewerbung nicht berücksichtigt worden war, meldete sie 
Entschädigungsansprüche in Höhe von knapp 25.000 € an. 
 
Die Richter des OLG führten in ihrem Urteil aus, dass die Stellenausschreibung gegen das Benachteili-
gungsverbot des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verstoße. Aufgrund dieses Verbotes 
darf nicht nach männlichen oder weiblichen Kandidaten gesucht werden. Geschlechtsneutral ist eine 
Ausschreibung nur formuliert, wenn sie sich in ihrer gesamten Ausdrucksweise sowohl an Frauen als 
auch an Männer richtet. Dem ist jedenfalls dann Rechnung getragen, wenn die Berufsbezeichnung in 
männlicher und weiblicher Form verwendet oder ein geschlechtsneutraler Oberbegriff gewählt wird. 
Diesen Vorgaben genügte die Stellenausschreibung hier nicht, da der Begriff „Geschäftsführer“ eindeu-
tig männlich ist und weder durch den Zusatz „in“ noch durch die Ergänzung „m/w“ erweitert wird. Die-
ser männliche Begriff wird auch im weiteren Kontext der Anzeige nicht relativiert. Das AGG selbst 
spricht zudem ausdrücklich von „Geschäftsführern und Geschäftsführerinnen“. 
 
Das Unternehmen konnte die maßgeblichen Erwägungen für ihre Auswahl nicht darlegen. Und somit 
hielten die Richter eine Entschädigung im Umfang eines Monatsgehaltes – hier ca. 13.000 € – für an-
gemessen. 
 
 
17. Elterngeld – Bestimmung des günstigeren Berechnungszeitraums 
 
Elterngeld wird grundsätzlich nach dem Einkommen aus Erwerbstätigkeit berechnet, das in den 12 Ka-
lendermonaten vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielt worden ist. Bei der Bestimmung der 
für die Einkommensermittlung maßgebenden 12 Kalendermonate bleiben Monate unberücksichtigt, in 



denen die berechtigte Person Elterngeld für ein älteres Kind oder Mutterschaftsgeld bezogen hat oder in 
denen wegen einer auf die Schwangerschaft zurückzuführenden Erkrankung Erwerbseinkommen weg-
gefallen ist. 
 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 18.8.2011 entschieden, dass die o. g. Vorschrift dann nicht 
anzuwenden ist, wenn der Elterngeldberechtigte der Anwendung ausdrücklich widerspricht. 
 
Nach ihrem Sinn und Zweck soll diese Vorschrift die Betroffenen vor Nachteilen bewahren, die bei der 
Berechnung des Elterngeldes ansonsten auftreten würden. Dieses Ziel wird verfehlt, wenn bei der An-
wendung der gesetzlichen Regelung Monate mit einer – relativ geringen – Einkommensminderung au-
ßer Betracht bleiben, dafür aber Monate ohne jegliches Einkommen in den Bemessungszeitraum einbe-
zogen werden. Um dies zu vermeiden, ist es geboten, den Berechtigten die Möglichkeit einzuräumen, 
auf die Anwendung dieser Regelung zu verzichten. 
 
 
18. Nachträge auf Testamenten sind ohne ordnungsgemäße Unterschrift 

unwirksam   
 
Schreibt ein Erblasser in seinem Testament unterhalb seiner Unterschrift noch eine nachträgliche Verfü-
gung, so ist diese unwirksam, wenn sie lediglich mit „D.O.“ unterzeichnet ist und es sich dabei nicht um 
die Initialen des Erblassers handelt. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle mit Urteil vom 
22.9.2011 entschieden.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Erblasserin verfasste und unterschrieb vor 
ihrem Tode eigenhändig ein Testament, in welchem sie den Beklagten als Vermächtnisnehmer ihres 
„Hausstands“ einsetzte. Unterhalb der Unterschrift fügte sie einen weiteren Satz hinzu, worin sie dem 
Beklagten „mein Konto“ zukommen ließ. Darunter setzte sie handschriftlich die Abkürzung „D.O.“  
 
Das OLG hält diese weitere Verfügung bereits wegen eines Formfehlers für nichtig. Nach dem Bürger-
lichen Gesetzbuch muss eine letztwillige Verfügung eigenhändig geschrieben und unterschrieben sein. 
Die Unterschrift soll den Vor- und Nachnamen des Erblassers enthalten. Eine Unterschrift in anderer 
Weise reicht aus, wenn an der Urheberschaft und Ernstlichkeit keine Zweifel bestehen. Diese Voraus-
setzungen sehen die Richter in der Abkürzung „D.O.“ nicht erfüllt. Hiernach biete „D.O.“ auch dann 
keinen Hinweis auf die Urheberschaft der Erblasserin, selbst wenn man darin eine Abkürzung für „Die 
Obengenannte“ verstehen könnte. Eine solche Bezugnahme erlaubt nicht die Identifikation der Erblasse-
rin.  
 
Darüber hinaus ist die Verfügung „mein Konto“ nach Ansicht des Gerichts auch zu unbestimmt, weil sie 
nicht erkennen lässt, welches Konto gemeint ist.  
 
 
 
19. Gesetzliche Unfallversicherung bei einer Betriebsfeier  
 
In vielen Unternehmen werden regelmäßig Betriebsfeiern veranstaltet oder Betriebsausflüge unternom-
men. Diese dienen i. d. R. dem Zweck, das Betriebsklima und die Verbundenheit der Belegschaft zu 
fördern und damit auch die Arbeitsfreude und die Leistungsfähigkeit zu steigern. Zur Frage des Versi-
cherungsschutzes bei solchen Veranstaltungen hat die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft  klargestellt, 
dass ein Betriebsausflug oder eine Betriebsfeier zur Arbeit zählt. Sie stehen daher unter dem Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung. 
 
Dies ist jedoch nur dann der Fall, wenn sie von der Unternehmensleitung selbst veranstaltet oder getra-
gen werden, alle Mitarbeiter eingeladen sind und sie das Betriebsklima und die Verbundenheit der Be-
legschaft fördern sollen. Ist dagegen nur eine ausgewählte Gruppe – z. B. die Einkaufsabteilung – einge-
laden, handelt es sich nicht um eine Gemeinschaftsveranstaltung und die Teilnehmer sind somit nicht 



versichert. Anders liegt der Fall, wenn aufgrund der Unternehmensgröße keine gemeinsame Veranstal-
tung möglich ist. Hier besteht auch bei Veranstaltungen einzelner Niederlassungen Versicherungs-
schutz.  
 
Der Versicherungsschutz gilt bis zum Ende der Veranstaltung. Doch wann genau ist eine solche Veran-
staltung zu Ende? Bei einem Betriebsausflug ist das i. d. R. eindeutig, doch wie bei einer Betriebsfeier? 
Eindeutig ist die Sachlage, wenn der Chef oder der Betriebsleiter das Ende der Feier ankündigt oder 
wenn sie nicht mehr von der Autorität des Betriebsleiters bzw. vom Chef getragen wird.  
 
Der Versicherungsschutz gilt nicht nur für die Dauer der Veranstaltung selbst, sondern auch für die We-
ge von und zum Ort der Veranstaltung. Neben der Stammbelegschaft sind auch Zeitarbeitnehmer wäh-
rend der Teilnahme an einer betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung des Entleihbetriebes versichert, 
wenn sie hierzu wie ihre festangestellten Kollegen eingeladen sind. 
 
 
20. Ungünstigere Bedingungen für Lebensversicherungen ab 2012 
 
Die Vorteile aus einer Lebensversicherung werden ab 2012 verschlechtert. Steuerpflichtige, die eine 
Lebensversicherung abschließen wollen, sollten dies – nach Prüfung aller Kriterien – noch im Jahr 2011 
tun. 
 
Erfolgt der Abschluss der Versicherung noch in diesem Jahr, beträgt der Garantiezinssatz 2,25 %. Bei 
Neuverträgen, die ab dem 1.1.2012 abgeschlossen werden, reduziert sich dieser auf nur noch 1,75 %.  
 
Des Weiteren gilt bei Lebensversicherungsverträgen, die seit 2005 abgeschlossen werden, der Unter-
schied zwischen der Versicherungsleistung und den entrichteten Beiträgen als steuerpflichtiger Ertrag.  
 
Erfolgt die Auszahlung nach Ablauf von zwölf Jahren und nach Vollendung des 60. Lebensjahres nach 
Vertragsabschluss, ist nur die Hälfte des Unterschiedsbetrages steuerpflichtig. Diese Altersgrenze erhöht 
sich auf das 62. Lebensjahr, wenn der Vertrag erst in 2012 abgeschlossen wird. 
 
 
 
  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2011 = 0,37 % 
 1.1. – 30.6.2011 = 0,12 % 
 1.7. – 31.12.2010 = 0,12 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2011: 
Oktober = 111,1; September = 111,1; August = 111,0; Juli = 111,0; 
Juni = 110,6; Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; 
Januar = 109,2 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


